
Strafrecht Entscheidungen

Durchf�hrung des Rechtsmittels nicht belastender sein darf,
als es ohne das Rechtsmittel gewesen w�re.

Durch die Nichtanordnung einer verm�gensabsch�pfenden
Maßnahme nach § 73 ff. StGB a.F. im Urt. des ersten
Rechtsganges stand f�r den Angekl. fest, dass er maximal
2 J. 3 M. Freiheitsstrafe zu verb�ßen hatte und danach die
strafrechtlichen Konsequenzen seiner Tat abgeschlossen wa-
ren. Dies als h�chstm�gliche Strafe im zweiten Rechtsgang
zu Grunde gelegt, w�rde eine zus�tzliche Anordnung einer
Einziehung zu einer weiteren Belastung des Angekl. f�hren,
deren Abschluss nicht einmal ansatzweise zu erkennen ist.
Nicht zuletzt die M�glichkeit bzw. Verpflichtung der StA
zur Einleitung eines Insolvenzverfahrens mit den hieraus re-
sultierenden Konsequenzen w�rden den Angekl. zus�tzlich
beeintr�chtigen.

3. Auf der Grundlage des Art. 100 GG das Verfahren auszu-
setzen und die Sache dem BVerfG vorzulegen, war nicht ver-
anlasst. Die in der Lit. thematisierten verfassungsrechtlichen
Fragen waren hier [...] nicht entscheidungserheblich. [...].

Anm. d. Red.: S. hierzu den Beitrag von Saliger/Sch�rner StV
2018, 388 (in diesem Heft).

Hausfriedensbruch: Rechtfertigung des
Eindringens in eine Tierzuchtanlage zur
Aufdeckung von Verst�ßen gegen
Tierschutzrecht
StGB §§ 123, 32, 34; TierSchG §§ 1, 17; GG Art. 20a

1.Tiere sind als »ein anderer« i.S.d. § 32 Abs. 2 StGB und
damit als nothilfef�hig anzusehen; der Tierschutz ist ein
notstandsf�higes Rechtsgut.

2. Das Eindringen in eine Tierzuchtanlage zur Aufde-
ckung von Verst�ßen gegen Tierschutzrecht (hier: durch
Anfertigung von Filmaufnahmen zur Information der �f-
fentlichkeit und f�r eine Anzeige bei der Staatsanwalt-
schaft) und die damit verbundene Verletzung des Haus-
rechts kann als Nothilfe und als Notstandshandlung ge-
rechtfertigt sein.

LG Magdeburg, Urt. v. 11.10.2017 – 28 Ns 182 Js 32201/14
(74/17)

Aus den Gr�nden: [1] I. Den Angekl. wurden mit Strafbefehlen
des AG Haldensleben v. 05.05.2016 jew. Folgendes zur Last gelegt:

[2] Am 29.06.2013 sollen die Angekl. F und M sich gemeinschaft-
lich auf das umfriedete Firmengel�nde der Firma van G Tierzucht-
anlagen GmbH & Co. Handels- Kommanditgesellschaft in B., OT
S. [nachfolgend: Fa. van G.], begeben haben und dort die Stallan-
lagen der Viehzucht der Gesch�digten ohne den Willen der Berech-
tigten betreten haben.

[3] Am 11.07.2013 sollen sich die Angekl. M und F gemeinschaft-
lich auf das umfriedete Firmengel�nde der Fa. van G. begeben ha-
ben und dort die Stallanlagen der Viehzucht der Gesch�digten ohne
den Willen der Berechtigten betreten haben.

[4] Das AG Haldensleben sprach die Angekl. mit Urt. v. 26.09.2016
von diesen Tatvorw�rfen frei.

[5] Gegen dieses Urt. legte die StA Magdeburg mit am 28.09.2016
form- und fristgerecht eingegangenem Schreiben in zul�ssiger Wei-
se Berufung ein, §§ 312, 314 StPO.

[6] Die Berufung hat in der Sache keinen Erfolg.

[7] II. Die Kammer hat folgende Sachverhaltsfeststellungen getrof-
fen:

[8] Bei den Angekl. handelt es sich um Mitglieder der Tierschutz-
organisation A. (A. e.V.). Der Angekl. J. F. ist deren Vors. Die
Angekl. engagieren sich seit mehreren Jahren aktiv f�r den Tier-
schutz, u.a. indem sie �ber die Tierschutzorganisation A. mehrfach
Verst�ße gegen das Tierschutzgesetz bei den zust�ndigen Beh�rden
zur Anzeige brachten. Sie sammelten hierbei in der Vergangenheit
jedoch die Erfahrung, dass Anzeigen im Hinblick auf Verst�ße ge-
gen das TierSchG von zust�ndigen Beh�rden nicht erst genommen
werden, sofern diese nicht mit Bildmaterial oder anderen Beweis-
mitteln untermauert sind.

[9] Der Angekl. J. F. erhielt im Jahr 2013 von einer nicht n�her
feststellbaren Person den Hinweis, dass in den Stallungen der Fa.
van G., Gewerbegebiet 1, diverse Verst�ße gegen die nach einer
�bergangszeit seit dem 01.01.2013 geltende Tierschutznutztierhal-
tungsverordnung [TierSchNutzV] vorliegen sollen, insbes., dass die
Kastenst�nde f�r Schweine deutlich zu klein seien.

[10] Der Angekl. J. F informierte die Angekl. M. und F. hier�ber.
Die Angekl. F. und M. entschieden sich nunmehr, in dem Wissen
aus vorherigen F�llen, dass eine Anzeige der entsprechenden Beh�r-
de ohne dokumentierte Beweise zu keinem Erfolg f�hren w�rde,
am 29.06.2013 in die Anlage in S einzusteigen und die dortigen
Verst�ße gegen die TierSchNutzV bildlich festzuhalten, um dieses
Beweismaterial einer zu fertigenden Strafanzeige zu Grunde zu
legen. Die Angekl. F. und M. zogen sich neue und desinfizierte
Einwegkleidung an, legten Mundschutz, Schuh�berzieher und
Handschuhe an und desinfizierten sich sowie die mitgef�hrte
Kamera. Sodann �berstiegen sie in der Nacht v. 29.06.2013 zum
30.06.2013 die Umz�unung der Anlage der Gesch�digten und be-
traten �ber die ge�ffneten T�ren die Stallanlagen um dort Filmauf-
nahmen zu fertigen. Private R�ume oder B�ror�ume betraten sie
nicht. Die Angekl. F. und M. stellten hierbei entsprechend des vor-
herigen Hinweises diverse Verst�ße gegen die TierSchNutzV vor
und dokumentierten diese filmerisch. Da es ihnen aufgrund der
Gr�ße der Anlage, in welcher ca. 62.000 Tiere gehalten werden,
nicht m�glich war, in der zur Verf�gung stehenden Zeit s�mtliche
Missst�nde filmisch festzuhalten, entschlossen sich die Angekl. M.
und Dr. F, die Anlage am 11.07.2013 in den Nachtstunden erneut
zu betreten. Die Angekl. M. und Dr. F. zogen wiederum desinfi-
zierte Einwegkleidung an und desinfizierten die Kamera. In der
Folge fertigten sie weitere Foto- und Filmaufnahmen, welche wie-
derum diverse Verst�ße gegen die TierSchNutzV dokumentierten.
Sie stellten hierbei fest, dass entgegen den tierschutzrechtlichen
Vorschriften die Kastenst�nde f�r die Sauenhaltung zu schmal sind,
dass Eber in Kastenstellen gehalten werden, dass Besch�ftigungsma-
terial bei den Tieren fehlte, dass die Betonspalten im Fußboden
deutlich zu groß waren und die Eber keinen Blickkontakt zu
Schweinen hatten.

[11] Die Angekl. handelten hierbei auf Grund ihres stark ausge-
pr�gten Mitgef�hls f�r Tiere mit dem Ziel, die durch die festge-
stellten Verst�ße gegen die TierSchNutzV begr�ndete gegenw�rtige
Gefahr durch den Eingriff dauerhaft abzustellen, in dem sie die
zust�ndigen staatlichen Stellen veranlassten in rechtskonformen
Verfahren auf die Einhaltung der Regelungen des Tierschutzes hin-
zuwirken. Sie informierten daher �ber die A. die �ffentlichkeit,
legten das Filmmaterial dem Ministerium f�r Landwirtschaft und
Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt und dem Landesverwaltungs-
amt vor und erstatteten durch den Angekl. F. am 07.11.2013 bei
der StA Magdeburg Strafanzeige gegen die Fa. van G. [...] sowie die
verantwortlichen Personen.

[12] Bei einer auf Grund des von den Angekl. gefertigten Filmma-
terials durchgef�hrten unangek�ndigten Teamkontrolle der Ver-
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waltungsbeh�rde wurden in der Stallanlage der Fa. van G. am
06.12.2013 folgende Verst�ße gegen die Tierschutznutztierverord-
nung festgestellt: [wird ausgef�hrt]

[14] Insbes. der Mangel der zu geringen Breite der Kastenst�nde,
welcher im wesentlichen auf bauliche Gegebenheiten der Anlage
zur�ckzuf�hren ist, war dem zust�ndigen Veterin�ramt des Land-
kreises B�rde auf Grund vorheriger Kontrollen bekannt, ist jedoch
nicht beanstandet worden. Das Landesverwaltungsamt berichtete
dem zust�ndigen Ministerium am 18.12.2013 auf Grund des Re-
chenergebnisses der Angekl., »dass die durch den Landkreis in den
letzten Jahren durchgef�hrten Kontrollen nicht unerhebliche tier-
schutzwidrige Zust�nde gedeckt haben« und »der Landkreis nicht
in der Lage war und ist, die Zust�nde durch ordnungsrechtliche
Maßnahmen zu steuern.« Der Fachdienst Veterin�r�berwachung
des Landkreises B�rde berichtete in einer fachlichen Stellungnahme
zu Verst�ßen in der Tierhaltung der Fa. van G. v. 27.01.2014 ge-
gen�ber der StA Magdeburg, dass »der Aufenthalt �ber einen l�n-
geren Zeitraum in zu kleinen Kastenst�nden als erhebliches Leiden
i.S.d. § 17 Nr. 2b TierSchG f�r ein Schwein anzusehen« sei und
»das Fehlen von Besch�ftigungsmaterial [...] das Wohlbefinden
der Tiere erheblich (beeintr�chtige) und [...] als erhebliches Leiden
einzustufen« sei. Gleichwohl stellte die StA Magdeburg das Ermitt-
lungsverfahren gegen die Betreiber der Anlage gem. § 170 Abs. 2
StPO ein.

[15] III. Die Feststellungen zur Sache beruhen auf der Einlassung
der Angekl., welche das �ußere Tatgeschehen, auch in der Haupt-
verhandlung zweiter Instanz, vollumf�nglich einger�umt haben.
Die Angekl. bekundeten jeweils �bereinstimmend, dass sie sich
auf Grund ihrer sittlich-moralischen �berzeugung sowie ihres Mit-
gef�hls f�r Tiere zu ihrem Handeln gezwungen sahen. [...]

[17] IV. Die Angekl. waren von den Tatvorw�rfen aus recht-
lichen Gr�nden freizusprechen

[18] Die Angekl. haben durch ihr Handeln den objektiven
Tatbestand des Hausfriedensbruchs gem. § 123 Abs. 1 StGB
erf�llt, indem sie in das befriedete Besitztum der Fa. van G.
eingedrungen sind und damit deren Hausrecht verletzt ha-
ben.

[19] Die Verletzung des Hausrechts war jedoch nicht rechts-
widrig, da das Handeln der Angekl. bereits als Nothilfe gem.
§ 32 StGB gerechtfertigt war. Nicht rechtswidrig ist danach
die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen gegenw�rti-
gen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen ab-
zuwehren.

[20] Die Kammer vertritt insoweit die Auffassung, dass Tiere
als »einem anderen« i.S.d. § 32 StGB und damit als nothil-
fef�hig anzusehen sind. Nach Art. 20a GG ist Tierschutz als
allgemeines Staatsschutzziel definiert, der sich auch auf den
Schutz einzelner Tiere erstreckt. Aus § 1 TierSchG ergibt
sich, dass der Mensch verantwortlich daf�r ist, das Leben
und Wohlbefinden des Tieres als Mitgesch�pf zu sch�tzen.
Niemand darf hiernach einem Tier ohne vern�nftigen
Grund Schmerzen, Leiden oder Sch�den zuf�gen (so auch:
Roxin, Strafrecht AT/I, § 15, Rn. 34, Herzog JZ 2016,
190 ff.). Tieren steht daher gem. § 17 TierSchG strafrechtli-
cher Schutz zu. Daneben wird die aus Sicht der Kammer
ebenfalls begr�ndete Auffassung vertreten, dass durch § 1
TierSchG auch das im Mitgef�hl f�r Tiere sich �ußernde
menschliche Empfinden mitgesch�tzt wird und im Erg.
gegen Tierqu�lerei Nothilfe zul�ssig sein muss (Sch/Sch-
StGB/Perron, 27. Aufl., § 32 Rn. 8).

[21] Zus�tzlich ist das Handeln der Angekl. als rechtfertigen-
der Notstand gem. § 34 StGB zu behandeln.

[22] Nach dieser Vorschrift handelt gerechtfertigt, wer in
einer gegenw�rtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr f�r
Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes
Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von sich oder
einem anderen abzuwenden, wenn bei Abw�gung der wider-
streitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsg�-
ter und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das ge-
sch�tzte Interesse das beeintr�chtigte wesentlich �berwiegt.
Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mittel
ist, die Gefahr abzuwenden.

[23] Nach den getroffenen Feststellungen bestand im Zeit-
punkt der Taten eine gegenw�rtige Gefahr f�r ein notstands-
f�higes Rechtsgut. Der Tierschutz ist gem. Art. 20a GG
i.V.m. § 1 TierschG als Staatsschutzziel gesetzlich normiert
und �ber die Tierschutznutztierhaltungsverordnung recht-
lich ausgestaltet. Damit stellt sich das Recht der Tiere auf
eine Haltung nach den Vorgaben des Tierschutzgesetzes
und der Tierschutznutztierhaltungsverordnung als not-
standsf�higes Rechtsgut »von einem anderen« i.S.d. § 34
StGB dar (vgl. Perron a.a.O., § 34 Rn. 10). Das hier zu er-
haltende Rechtsgut, n�mlich das Recht der Tiere nach den
Vorgaben der Tierschutznutztierhaltungsverordnung gehal-
ten zu werden, befand sich im Zeitpunkt der Begehung der
Taten am 29.06.2013 und 11.07.2013 in Gefahr. Gem. § 24
Abs. 2 Nr. 4 TierSchNutzV sind sog. Kastenst�nde so zu ge-
stalten, dass die Schweine sich nicht verletzen k�nnen, jedes
Schwein ungehindert aufstehen, sich hinlegen sowie den
Kopf und in Seitenlage die Gliedmaßen ausstrecken kann.
Sogenannte »Abferkelbuchten« m�ssen so angelegt sein,
dass hinter dem Liegeplatz der Jungsau oder der Sau ge-
n�gend Bewegungsfreiheit f�r das ungehinderte sog. »Abfer-
keln« sowie f�r geburtshilfliche Maßnahmen besteht.

[24] Die Angekl. hatten vor dem 29.06.2013 konkrete Hin-
weise erhalten, wonach diese Vorschriften �ber Haltungsbe-
dingungen in der Anlage in S., in welcher im Zeitpunkt der
Taten ca. 63.000 Nutztiere gehalten wurden, nach Inkrafttre-
ten der Nutztierhaltungsverordnung zum 01.01.2013 nicht
umgesetzt worden sind. Es bestand daher aus Sicht der
Angekl. bereits vor der Tat v. 29.06.2013 eine nach objekti-
ven Kriterien bestehende gegenw�rtige Gefahr f�r das Tier-
wohl, welche bereits seit Geltung der TierSchNutzV am
01.01.2013 bestand und damit die Notwendigkeit sofortigen
Handelns begr�ndete. Selbst wenn die Angekl. F. und M. vor
der Tat am 29.06.2013 nicht �ber fachkundig festgestelltes
Wissen �ber das Bestehen einer Gefahr verf�gt haben sollten,
best�nde jedenfalls ein Putativnotstand, welcher gem. § 16
StGB vors�tzliches Handeln ausschließt. Wegen fehlenden
Handlungsunwerts l�ge auch keine Rechtswidrigkeit wegen
fahrl�ssiger Begehung vor.

[25] Die Angekl. haben auch die f�r die Beseitigung des
rechtswidrigen Zustandes geeignete und erforderliche Not-
standshandlung vorgenommen. Insbesondere war die Vorge-
hensweise, das Eindringen in die Stallanlagen und das filmi-
sche und fotografische Dokumentieren der Verst�ße gegen
die TierSchNutzV das geeignete Mittel, um die Verst�ße
durch Einleitung rechtsf�rmlicher Verfahren durch die zu-
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st�ndigen Beh�rden dauerhaft abzustellen. Die Angekl. ha-
ben hierbei das mildeste Mittel gew�hlt, es stand insbes. kein
weniger einschneidendes Abwendungsmittel zur Verf�gung.
Auch die Begehung der Anlage am 11.07.2013 war danach
gerechtfertigt, da die Angekl. auf Grund der Gr�ße der An-
lage nicht in der Lage waren bereits am 29.06.2013 s�mtliche
Verst�ße zu dokumentieren. Die Tatsache, dass die Filmauf-
nahme erst zusammen mit der Strafanzeige im November
2013 der �ffentlichkeit zug�nglich gemacht worden sind,
steht der Erforderlichkeit und Geeignetheit nicht entgegen.
Es bedurfte insoweit der Zeit f�r die Aufarbeitung des um-
fangreichen Filmmaterials und der juristischen und sachli-
chen Erarbeitung der Strafanzeige v. 07.11.2013.

[26] Die Gefahr war auch nicht anders abwendbar. Zwar
sind grunds�tzlich dem Handeln privater Personen zum
Schutz der Allgemeinheit unter dem Gesichtspunkt der Er-
forderlichkeit wegen der prim�ren Zust�ndigkeit staatlicher
Organe enge Grenzen gesetzt. Die Angekl. verf�gten jedoch
�ber Erfahrungswissen, dass Anzeigen ohne dokumentierte
Verst�ße gegen tierschutzrechtliche Vorschriften in der Ver-
gangenheit durch StAen oder Veterin�rbeh�rden nicht weiter
verfolgt worden sind. Auch im Fall der Anlage in S. haben
nach den getroffenen Feststellungen die zust�ndigen Beh�r-
den im Vorfeld der Taten in Kenntnis der Verst�ße insbes.
gegen § 24 Abs. 2 TierSchNutztV keine Maßnahmen zur Be-
seitigung des rechtswidrigen Zustands ergriffen. Sie waren
nach den getroffenen Feststellungen weder Willens noch in
der Lage die zur Durchsetzung der TierSchNutzV erforder-
lichen ordnungsrechtlichen Maßnahmen zu ergreifen. Die
Angekl. konnten daher berechtigt davon ausgehen, dass
eine Einschaltung der Polizei oder Anzeigen bei den zust�n-
digen Beh�rden ohne Vorlage von Beweisen nicht zu einer
nachhaltigen �nderung der Haltungsbedingungen gef�hrt
h�tten.

[27] Schließlich ergibt sich auch aus der vorzunehmenden
G�ter- und Interessenabw�gung, dass in der konkreten Situa-
tion das durch die Notstandshandlung gesch�tzte Interesse
das beeintr�chtigte Interesse an der Einhaltung des Haus-
rechts wesentlich �berwiegt. Hierbei ist einerseits die erheb-
liche Anzahl der betroffenen Tiere, die bisherige Dauer und
die prognostische k�nftige Dauer der Beeintr�chtigung des
Tierwohls zu ber�cksichtigen. Anderseits ist zu ber�cksichti-
gen, dass private Wohnbereiche einen h�heren Schutz genie-
ßen, als gewerbliche Stallungen. Ausgehend hiervon �ber-
wiegt im konkreten Einzelfall das Interesse, zu dessen Guns-
ten die Angekl. handelten, das beeintr�chtigte Interesse an
der Unverletzlichkeit gewerblicher R�ume wesentlich. Aus
genannten Gr�nden best�nde im Ergebnis einer G�terabw�-
gung auch kein Verwertungsverbot f�r das unter Verletzung
des Hausrechts entstandene Filmmaterial (vgl. OLG N�rn-
berg NJW-RR 2002, 1471). [...]

Anm. d. Red.: Die Revision der StA wurde durch Beschl. des OLG
Naumburg v. 22.02.2018 (2 Rv 157/17) verworfen.

Anmerkung: I. Einf�hrung. Das hier besprochene – mittler-
weile rechtskr�ftige1 – Urteil des LG Magdeburg befasst sich
mit einem Sachverhalt, dessen Gegenstand bei rein straf-
rechtlicher Betrachtung zwar dem Bagatellbereich zuzuord-
nen ist, der jedoch hohe gesellschaftspolitische und rechts-

philosophische Relevanz hat. Rechtsphilosophisch betrachtet
geht es um nichts Geringeres als die Frage, ob Tiere Tr�ger
subjektiver Rechte sind und wie weit Menschen zum Schutz
dieser Rechte gehen d�rfen.

II. Tiere als nothilfef�hige »Andere«. Das LG betrachtet Tiere
ausdr�cklich als »anderen« im Sinne des § 32 StGB und da-
mit als nothilfef�hig, begr�ndet die Anerkennung des Recht-
fertigungsgrundes gem�ß § 32 StGB aber zus�tzlich – wohl
hilfsweise – auch mit dem sich im Mitgef�hl f�r Tiere �u-
ßernden menschlichen Empfinden, das durch § 1 TierSchG
mitgesch�tzt werde. Das Argument der Gegenmeinung, aus
§ 1 TierSchG lasse sich gerade kein Schutz des menschlichen
Empfindens ableiten, da ausschließlich das Wohlbefinden
des Tieres Gegenstand dieser Zweckbestimmung sei,2 �ber-
zeugt nicht. Aus der fehlenden Einbeziehung der Schonung
menschlicher Gef�hle in den Wortlaut des § 1 TierSchG
kann nicht abgeleitet werden, dass diese durch das TierSchG
nicht gesch�tzt werden sollen.3 Aus der Qualit�t des Tieres
als »Mitgesch�pf« des Menschen, der § 1 TierSchG aus-
dr�cklich Rechnung tr�gt, ergibt sich vielmehr die besondere
Bedeutung und Schutzw�rdigkeit der Beziehung zwischen
Mensch und Tier, weshalb menschliches Handeln aus Sorge
um das Wohlbefinden von Tieren in besonderem Maße
nachvollziehbar ist und notwehrf�hig sein muss. Auch der
Wortlaut des § 32 StGB spricht nicht dagegen, Tiere als »an-
dere« anzuerkennen, da dieses Tatbestandsmerkmal nicht ab-
schließend auf den Menschen bezogen ist, sondern beispiel-
weise auch juristische Personen oder ungeborenes Leben um-
fasst.4

III. Tierschutz um der Tiere oder um der Menschen willen? Die
doppelgleisige Begr�ndung des LG zur Rechtfertigung der
Tierschutzaktivisten tr�gt zwei gegens�tzlichen Positionen
Rechnung, die zu der Frage vertreten werden, ob Tiere Tr�ger
subjektiver Rechte sein k�nnen, deren Verteidigung die
Rechtsordnung dem Menschen als Nothilfe gestattet. Die
Beantwortung dieser Frage h�ngt maßgeblich davon ab, ob
man Tieren als empfindungsf�higen Wesen einen morali-
schen Eigenwert und damit das Recht auf ein Leben ohne
Qual und Verzweiflung zuspricht (pathozentrischer Ansatz)
oder den Menschen und seine Rechtsg�ter als Mittelpunkt
des Rechtssystems betont und damit auch das Notwehr- bzw.
Nothilferecht auf ihn beschr�nkt (anthropozentrischer An-
satz).5 Dabei d�rften vor allem rechtshistorische Argumente
f�r den anthropozentrischen Ansatz und damit gegen die
Rechtstr�gereigenschaft und Nothilfef�higkeit von Tieren
sprechen. So l�sst sich die Notwehr wohl auf das Gedanken-
gut der Aufkl�rung zur�ckverfolgen, das den B�rger im Zen-
trum der Rechtsordnung sah und die Bewahrung dessen ei-
gener G�ter zum Teil der unver�ußerlichen Rechte des Ein-
zelnen machte.6

Die Entwicklung des Tierschutzes und seine steigende gesellschaft-
liche Bedeutung in den letzten Jahrzehnten haben allerdings auch
die argumentative Ausgangslage f�r die Vertreter des pathozentri-

1 Best�tigt durch OLG Naumburg, Beschl. v. 22.02.2018 – 2 Rv 157/17 (Um-
druck lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor).

2 LK-StGB/R�nnau/Hohn, 12. Aufl. 2006, § 32 Rn. 82; Hecker JuS 2018, 83
(84).

3 So auch Sch�nke/Schr�der-StGB/Perron, 29. Aufl. 2014, § 32 Rn. 8.
4 Roxin, Strafrecht AT I, 4. Aufl. 2006, § 15 Rn. 34.
5 Ausf. m.w.N. hierzu Herzog JZ 2016, 190.
6 NK-StGB/Paeffgen, 5. Aufl. 2017, § 32 Rn. 5.
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schen Ansatzes erheblich verbessert. Insbesondere erkennt § 1 Tier-
SchG ausdr�cklich die Verantwortung des Menschen f�r das Tier
als Mitgesch�pf an und verpflichtet ihn, Leben und Wohlbefinden
des Tieres zu sch�tzen. Zudem ist der Tierschutz seit 2002 in
Art. 20a GG ausdr�cklich als Staatszielbestimmung vorgegeben,
die Rechtsprechung ist demnach verpflichtet, den Tierschutz bei
der Auslegung und Anwendung des Rechts, also auch von
§ 32 StGB, zu ber�cksichtigen.7 Zwar zwingt diese Erkenntnis
selbstverst�ndlich nicht dazu, Nothilfe zugunsten von Tieren anzu-
erkennen. Auch Art. 20a GG kann insbesondere aufgrund der
w�rtlichen Bezugnahme auf »kommende Generationen« aus einem
rein anthropozentrischen Verst�ndnis heraus erkl�rt werden, das die
Pflicht zum Tierschutz mit dem Wohl des Menschen, nicht des
Tieres begr�ndet.8 Andererseits spricht angesichts der immer st�r-
ker werdenden Bedeutung des Tierschutzes in der Rechtsordnung
sowie der nachvollziehbaren und besonders schutzw�rdigen Empa-
thie des Menschen f�r das Tier als Mitgesch�pf auch wenig daf�r,
dass der B�rger zur Verteidigung fremder Sachwerte vor rechtswid-
rigen Angriffen Dritter weiter gehen, n�mlich Nothilfe leisten darf,
w�hrend ihm zur Beendigung von Tierqu�lerei durch den Halter
des Tieres »nur« der rechtfertigende Notstand zur Verf�gung stehen
soll.

Auch die Unterschiede in der ratio legis der Notwehr bzw.
Nothilfe auf der einen und des rechtfertigenden Notstandes
auf der anderen Seite sprechen daf�r, Nothilfe zugunsten von
Tieren zuzulassen. Denn die im Verh�ltnis zur Notwehr
deutlich schw�cheren Eingriffsbefugnisse des rechtfertigen-
den Notstandes beruhen maßgeblich auf der Gerechtigkeits-
erw�gung, dass der Inhaber des durch die Notstandshand-
lung beeintr�chtigten Rechtsgutes die Gefahr – ganz im Ge-
gensatz zum Angreifer im Rahmen der Notwehr – nicht
selbst rechtswidrig geschaffen hat und seine Rechtsg�ter des-
halb besonderen Schutz verdienen.9 Diese Situation trifft in
F�llen, in denen Tieren in rechtswidriger und einem Men-
schen zurechenbarer Weise Leid zugef�gt wird, jedoch gerade
nicht zu.

Selbst wenn Tieren ausgehend von einer anthropozentrischen
Sichtweise jedoch keine eigenen Rechte zugewiesen werden,
erscheint es zumindest vertretbar, zwar nicht die Tiere selbst
aber doch wenigstens den mit den gequ�lten Tieren Mitleid
empfindenden Menschen in das Zentrum der Betrachtung
zu r�cken und diesem selbst den Rechtfertigungsgrund des
§ 32 StGB – dann allerdings als Notwehr, nicht als Nothilfe
– zuzubilligen.10

IV. Praktische Relevanz f�r die Verteidigung von Tierschutzak-
tivisten. Im Ergebnis spielt es – zumindest praktisch gesehen
– jedoch keine Rolle, ob die Rechtfertigung aus § 32 StGB
anthropozentrisch oder pathozentrisch begr�ndet wird. Sehr
hohe praktische Relevanz hat dagegen die Tatsache, dass das
LG den angeklagten Tiersch�tzern �berhaupt eine Rechtfer-
tigung nach § 32 StGB zugestanden hat. Denn im Vergleich
zum rechtfertigenden Notstand gem�ß § 34 StGB, der bisher
in vergleichbaren F�llen h�ufig die »einzige Hoffnung« f�r
angeklagte Tiersch�tzer auf einen Freispruch darstellte, ge-
w�hrt § 32 StGB den Tiersch�tzern deutlich weiterreichende
Befugnisse bei ihrer praktischen Arbeit.

Ohne die Anerkennung einer Notwehr- bzw. Nothilfelage k�me
allenfalls ein rechtfertigender Notstand nach § 34 StGB als Recht-
fertigung f�r Bagatellstraftaten von Tierschutzaktivisten in Be-
tracht. Da eine Notstandslage im Unterschied zur Notwehr oder
Nothilfe nach § 32 StGB jedoch keinen rechtswidrigen Angriff vor-
aussetzt, sondern bereits eine gegenw�rtige Gefahr f�r ein Rechts-

gut gen�gen l�sst, werden besondere Anforderungen an die Ange-
messenheit der Notstandshandlung gestellt. Neben der erforderli-
chen G�terabw�gung, die hier regelm�ßig zugunsten der
Tiersch�tzer ausfallen d�rfte, darf die Gefahr f�r das Tierwohl
»nicht anders abwendbar« gewesen sein. Diese Voraussetzung w�re
insbesondere dann nicht erf�llt, wenn die Gefahr auch durch die
Inanspruchnahme staatlicher Hilfe h�tte abgewendet werden k�n-
nen. Im dem Berufungsurteil des LG zugrundeliegenden Verfahren
hatte bereits das AG Haldensleben in der Vorinstanz festgestellt, dass
staatliche Hilfe hier nicht zu erreichen war, da die zust�ndigen Ve-
terin�r�mter personell �berlastet und deshalb bereits faktisch gar
nicht zur effektiven �berwachung und Durchsetzung der Tier-
schutzregelungen in der Lage seien. Diese Feststellung des AG hat
auch in der �berregionalen Presse f�r Aufsehen gesorgt.11 Das LG
best�tigt diese Feststellung in der Berufung und begr�ndet die nicht
gegebene anderweitige Abwendbarkeit auch mit dem bei dem An-
geklagten vorhandenen Erfahrungswissen aus vorangegangenen ver-
geblichen Versuchen, staatliche Stellen zum Einschreiten zu bewe-
gen.

Letztendlich wird es nat�rlich immer eine Frage des konkre-
ten Einzelfalls und des erkennenden Richters sein, ob das
Gericht vom Vorliegen der Voraussetzungen f�r die nicht an-
derweitige Abwendbarkeit der Gefahr im Sinne des
§ 34 StGB �berzeugt werden kann. Die Abgrenzung eines
rechtfertigenden Notstandes von unzul�ssiger Selbstjustiz
d�rfte der Verteidigung jedoch regelm�ßig einen erheblichen
Begr�ndungsaufwand abverlangen.

Vor diesem Hintergrund ist entscheidend, dass das Notwehr-
bzw. Nothilferecht gerade keinen Vorrang staatlicher Hilfe
kennt. Vielmehr darf der Einzelne bei einem Angriff auf
sich selbst oder auf andere – nach der begr�ßenswerten An-
sicht des LG also auch auf Tiere – sofort Notwehr- bzw. Not-
hilfemaßnahmen ergreifen. Sollte sich die vom LG vertretene
Rechtsauffassung in der Rechtsprechung durchsetzen, k�me
dieses Ergebnis einer erheblichen Erweiterung der Verteidi-
gungsm�glichkeiten von Tierschutzaktivisten in vergleichba-
ren Strafverfahren gleich.

V. Kein »Freibrief« f�r Ermittlungen »ins Blaue hinein«. Selbst-
verst�ndlich muss dieses rechtliche Ergebnis auch darauf
�berpr�ft werden, ob es den sch�tzenswerten Belangen der
Unternehmer in Landwirtschaft und Fleischindustrie, dabei
nat�rlich insbesondere deren in Art. 10 und Art. 13 GG ga-
rantierten Grundrechten, ausreichend Rechnung tr�gt. Aus
der durchaus nachvollziehbaren Sicht dieser Betroffenen
n�mlich k�nnten Freispr�che f�r Tierschutzaktivisten nach
mit Straftaten verbundenen Aktionen als staatliche Billigung
von Selbstjustiz zu Lasten der Landwirte verstanden wer-
den.12

Bei objektiver Betrachtung relativiert sich dieses Bild jedoch
schnell. Selbst bei Einbeziehung von Tieren in den Schutz-

7 Jarass/Pieroth, GG, 11. Aufl. 2011, Art. 20a Rn. 21; Schmidt-Bleibtreu/Hof-
mann/Hopfauf-GG/Sannwald, 12. Aufl. 2011, Art. 20a Rn. 29.

8 Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf-GG/Sannwald (Fn. 7), Art. 20a Rn. 17.
9 Pawlik ZStW 114 (2002), 259.
10 So etwa Sch/Sch-StGB/Perron (Fn. 3) m.w.N,; LK-StGB/Spendel, 11. Aufl.

2003, § 32 Rn. 148, 189; dagegen aber LK-StGB/R�nnau/Hohn (Fn. 2),
§ 32 Rn. 82; M�Ko-StGB/Erb, 3. Aufl. 2017, § 32 Rn. 100; Roxin, AT I
(Fn. 4), § 15 Rn. 34, der daf�r allerdings Nothilfe zugunsten von Tieren be-
jaht.

11 Vgl. »Der Saustall« in: Die Zeit v. 05.10.2017, S. 12.
12 So auch Connemann, stv. Vors. der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, DGS Ma-

gazin 31/2017, S. 6 (7).
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bereich von § 32 StGB setzt eine Rechtfertigung wegen Not-
wehr oder Nothilfe nach wie vor das Vorliegen eines gegen-
w�rtigen und rechtswidrigen Angriffs voraus. In der konkre-
ten Konstellation kommen dabei vor allem Verst�ße gegen
§ 17 Nr. 2 TierSchG in Betracht. Diese Strafvorschrift setzt
voraus, dass der T�ter einem Wirbeltier aus Rohheit erhebli-
che Schmerzen oder Leiden oder l�nger anhaltende oder sich
wiederholende erhebliche Schmerzen oder Leiden zuf�gt.
Die Notwehr oder Nothilfe zugunsten von gequ�lten Tieren
greift also nur dann, wenn diese Gesch�pfe von dem Land-
wirt oder zumindest in dessen Verantwortung tats�chlich und
erheblich gequ�lt werden. Damit scheidet eine Rechtferti-
gung sowohl von Stalleinbr�chen »aufs Geratewohl«, also rei-
ne Gefahrermittlungsmaßnahmen ohne konkrete Indizien
f�r den Verdacht, als auch von eigenm�chtigen Kontrollen
der Einhaltung von nicht unmittelbar tierwohlbezogenen
Vorschriften von Tierschutzaktivisten durch Notwehr oder
Nothilfe aus. In diesen F�llen bleibt es bei dem Maßstab
des rechtfertigenden Notstandes und damit dem Vorrang
der Inanspruchnahme staatlicher Hilfe. Sind diese Vorausset-
zungen jedoch erf�llt, etwa wenn Tiere in Landwirtschafts-
betrieben also aus Rohheit oder �ber einen langen Zeitraum
oder wiederholt gequ�lt werden, verliert das Argument der
Landwirte, unverschuldet in die Opferrolle gedr�ngt und der
Selbstjustiz von Tiersch�tzern schutzlos ausgeliefert zu sein,
erheblich an Zugkraft. Die Bef�rchtung, dass die Anerken-
nung subjektiver Rechte oder der Notwehrf�higkeit der von
Menschen f�r Tiere empfundenen Empathie in der Praxis zu
einer Rechtfertigung von »organisierten Gewaltt�tigkeiten
militanter Tiersch�tzer«13 f�hren k�nnte, liegt bei realisti-
scher Betrachtung eher fern. Erstens m�ssten die Verteidi-
gungshandlungen zur Abwehr des rechtswidrigen Angriffs er-
forderlich sein, was bei »organisierten Gewaltt�tigkeiten« nur
h�chst selten der Fall sein d�rfte. Zweitens kann den Situa-
tionen, in denen eine Rechtfertigung von Verteidigungsmaß-
nahmen zugunsten von Tieren etwa aufgrund eines krassen
Missverh�ltnisses zwischen verteidigtem und beeintr�chtig-
tem Rechtsgut tats�chlich gesellschaftspolitisch unertr�glich
w�re, auch im Rahmen der Pr�fung der Gebotenheit Rech-
nung getragen werden. Insgesamt bieten bereits die bestehen-
den Strafgesetze, insbesondere die Rechtfertigungsregeln mit
ihren Voraussetzungen, die M�glichkeit zu einem angemes-
senen Ausgleich zwischen den Rechten der Landwirte einer-
seits und der Tierschutzaktivisten – m�glicherweise sogar der
Tiere selbst – andererseits. Vor diesem Hintergrund ist die im
j�ngsten Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
enthaltene Absichtserkl�rung, »Einbr�che in Tierst�lle effek-
tiv ahnden«14 zu wollen, schlichtweg nicht nachvollziehbar.15

W�nschenswert w�re es gewesen, sich zur Verbesserung der
bekannten Kontrolldefizite durch die zust�ndigen Beh�rden
zu bekennen, die »Alleing�nge« von Tierschutzaktivisten
�berhaupt erst erforderlich machen.

VI. Fazit. Die Qualifizierung von Tieren als Tr�ger subjekti-
ver Rechte und als »andere« im Sinne des § 32 StGB durch
das LG Magdeburg verdient Aufmerksamkeit und Anerken-
nung. Aktivisten, die zur Abwehr von gegenw�rtigen und
rechtswidrigen Angriffen auf Tiere handeln, k�nnen nach
dieser zutreffenden Ansicht f�r sich in Anspruch nehmen,
im Sinne des Rechtsbew�hrungsprinzips nicht nur zum
Schutz individueller Rechtsg�ter, sondern dar�ber hinaus
zur Verteidigung der gesamten Rechtsordnung t�tig zu wer-

den. Die Voraussetzungen des Notwehr- beziehungsweise
Nothilferechts sorgen daf�r, dass Freispr�che in der konkre-
ten Fallkonstellation nur dort in Betracht kommen, wo Tie-
ren entweder tats�chlich erhebliches Leid zugef�gt wird oder
den Tiersch�tzern ex ante konkrete Anhaltspunkte bekannt
waren, die auf derartige Umst�nde schließen lassen. Eine aus-
ufernde Selbstjustiz von Tiersch�tzern ist deshalb ebenso we-
nig zu besorgen, wie die Schutzlosstellung unschuldiger
Landwirte. Es bleibt zwar abzuwarten, ob auch andere Ge-
richte der Rechtsauffassung dieses LG folgen. F�r die Vertei-
digung in �hnlich gelagerten F�llen d�rfte das Urteil jedoch
eine zus�tzliche Grundlage f�r die erfolgreiche Darlegung
der Voraussetzungen des § 32 StGB sein.

Rechtsanw�lte Alexander Keller und Thorsten Zetsche,
Heidelberg.

Formelles Strafvollstreckungsrecht

Befangenheit eines StVK-Mitglieds
StPO §§ 24, 454

Wer einen StVK-Beschluss unterzeichnet, ohne an der An-
h�rung und Beratung teilgenommen zu haben, kann als
befangen abgelehnt werden, was nach Aufhebung des
Beschlusses auch f�r das weitere Verfahren gilt.

LG Landshut, Beschl. v. 16.10.2017 – StVK 155/17

Mitgeteilt von RA Dr. Adam Ahmed, M�nchen.

Besorgnis der Befangenheit durch
Ausschluss eines Privatsachverst�ndigen
StPO §§ 24 Abs. 2, 454 Abs. 2

Die Weigerung der StVK, dem Verurteilten im Verfahren
�ber die Aussetzung einer lebenslangen Freiheitsstrafe
einen angemessenen Zeitraum zur �berpr�fung des sei-
tens des Gerichts eingeholten Sachverst�ndigengutach-
tens durch einen von ihm selbst beauftragten Privatsach-
verst�ndigen einzur�umen, und die in diesem Rahmen
ebenfalls folgende Ablehnung des Antrages, dem Privat-
sachverst�ndigen im Termin zur Anh�rung des gerichtli-
chen Sachverst�ndigen gem. § 454 Abs. 2 S. 3 StPO als
sachverst�ndigen Berater der Verteidigung die Teilnahme
im Termin zu gestatten, verst�ßt gegen die Grunds�tze
des fairen Verfahrens, schr�nkt die Verteidigung unzul�s-
sig ein und begr�ndet die Besorgnis der Befangenheit der
beteiligten Richter. (amtl. Leitsatz)

OLG Hamm, Beschl. v. 31.05.2016 – 1 Ws 209/16

Mitgeteilt v. 1. Strafsenat des OLG Hamm.

13 M�Ko-StGB/Erb (Fn. 10), § 32 Rn. 100; Hecker JuS 2018, 83 (84).
14 Koalitionsvertrag v. 07.02.2018, S. 87.
15 S. dazu auch B�lte StV 06/2018, S. I (Editorial dieses Hefts).
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